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Position im Dieselskandal

Kaufprämien statt Bußgelder für die Autoindustrie

Im September 2015 wurde durch die US-Umweltbehörde EPA (Environmental Protection Agency) bekannt, 
dass der Automobilkonzern  die Abgaswerte von Dieselmotoren manipuliert hatte. Wie sich Volkswagen
später herausstellte, hatten auch andere Hersteller wie  oder  an den Abgaswerten geschraubt. Audi Daimler
Dies führte zu einer flächendeckenden Manipulation, bei der die Autos auf dem Prüfstand zwar „sauber“ 
waren, auf der Straße aber vielfach mehr Abgase in die Lust bliesen. Bis Mitte 2020 beliefen sich die 
Strafzahlungen für Volkswagen auf rund 32 Millarden Euro, größtenteils für Strafen in den USA. In 
Deutschland hingegen versuchte man den Skandal seitens der Bundesregierung und der zuständigen 
Ministerien und Ämter als ein „Vorkommnis“ abzuwinken. Oliver Krischer ( ) nahm am Bündnis 90/Die Grünen
Abgas-Untersuchungsausschuss teil und sprach in einem Artikel der  von einem „systematischen Zeit
Wegschauen“ und einem „politischen Skandal“. Durch den Druck der Autoindustrie habe sich ein System 

etabliert, was Regeln und Grenzwerte faktisch außer Kraft setzen könne. [1]

Rund 430.000 Dieselbesitzer:innen hatten sich im Rahmen der Musterfeststellungsklage der 
Verbraucherzentrale des Bundesverbandes (VZBZ) im September 2019 ins Klageregister eingetragen. Diese 
richteten sich vornehmlich gegen Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer. Seinem Amtsvorgänger 
Alexander Dobrindt ( ) wurde im Dieselskandal gar „persönliche Beihilfe zum Betrug“ vorgeworfen. Denn CSU
sowohl das Ministerium als auch das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA), welches Ersterem unterliegt, hätten in 
„vorwerfbarer Weise die Kontroll- und Überwachungspflichten gegenüber Automobilherstellern, 
beispielsweise Volkswagen, Audi oder Daimler, unzureichend ausgeübt“, heißt es von den Anwälten der 

Kanzlei Dr. Stoll & Sauer.  Vor dem Verwaltungsgericht Schleswig-Holstein hatten die Geschädigten genaue [2]

Informationen über das Vorgehen der Manipulation einklagen müssen. So wehrten sich das 
 und beispielsweise  gegen die Herausgabe von Akten, mit der Bundesverkehrsministerium Volkswagen

Begründung, dass es „nachteilige Auswirkungen auf internationale Beziehungen“ haben könne und es sich 

um Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse der Unternehmen handele (siehe Abschnitt 2.2)[3]

Das KBA verhängte zudem keine Bußgelder für den nachweislichen Einsatz der illegalen 
Abschalteinrichtungen in Dieselmotoren. Aufgrund der fehlenden Sanktionen für die Autohersteller leitete 
die EU-Kommission im Jahr 2016 ein Vertragsverletzungsverfahren ein. Wie die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 
2018 errechnete, hätte der Staat im Zusammenhang mit dem Dieselskandal Bußgelder in Höhe von 20 

Milliarden Euro gegen die Autoindustrie verhängen müssen.  Bundesverkehrsminister Scheuer sprach sich [4]

gegen „Strafen“ für die Autokonzerne aus, diese seien der Ansicht des Ministers folgend, nicht das richtige 

Konzept.  Stattdessen setzte er sich mehrfahr für Kaufprämien von Autos ein . Je nach [5] (siehe Abschnitt 3.3)

Hersteller sollten die Betroffenen einen Betrag zwischen 4.000 bis 8.000 Euro für ein neues Auto erhalten, 
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Hersteller sollten die Betroffenen einen Betrag zwischen 4.000 bis 8.000 Euro für ein neues Auto erhalten, 
wenn sie ihre alten Fahrzeuge beim Händler abgeben. Auf Anweisung des Verkehrsministeriums erhielten 
geschädigte Dieselfahrer:innen dann einen Brief vom KBA. Darin enthalten waren alle wichtigen 
Informationen zu den „attraktiven Tauschangeboten“ sowie die Telefonnummern von ,  und Volkswagen BMW

. Aus der Sicht von Scheuer sei dies ein „kundenfreundlicher Service“ des Mercedes
Bundesverkehrsministeriums gewesen.

Aufgrund von rechtswidrigen Absprachen bei der Abgasreinigung verhängte die EU-Kommission im Juli 2021 

eine Strafe in Höhe von 875 Mio. Euro gegen die Konzerne  und .Volkswagen BMW [6]

Rechtsstreit über die Aufklärung im Dieselskandal

Die NGO Transparency International stellte Ende des Jahres 2018 einen Antrag an das Bundesministerium 
 (BMVI), welcher an Verkehrsminister Andreas Scheuer addressiert war. für Verkehr und digitale Infrastruktur

In dem Schreiben beantragt Transparency International gemäß § 3 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 
Umweltinformationsgesetz (UIG) die Offenlegung von Informationen zu allen dem Ministerium bekannten 
Abschalteinrichtungen. Auch unter Berufung auf das Informationsfreiheitsgesetz (IFG) forderte die NGO das 
BMVI auf, alle als zulässig und unzulässig angesehenen Abschalteinrichtungen sowie deren jeweilige Modelle 
und Hersteller zu benennen. Außerdem soll Auskunft darüber erteilt werden, an welcher Stelle, zu welchem 
Zeitpunkt und nach welcher Begründung auf Basis der Regelung der EG-Verordnung über die 
Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen, bei entsprechenden Abschalteinrichtungen, über eine Zulassung 
entschieden wurde. Weiterhin forderte Transparency International, Informationen zur Höhe der 
Bußgeldzahlungen wegen unzulässiger Abschalteinrichtungen bereitzustellen und die jeweiligen Dokumente 

hiervon vorzulegen.  Kurze Zeit später lehnt das BMVI den Antrag ab. Das KBA legt zudem einen [7]

Widerspruch ein. Statt zur Aufklärung des Dieselskandals beizutragen, folgte ein jahrelanger Rechtsstreit 
zwischen dem BMVI und Transparency International. Für den gerichtlichen Prozess beauftrage das 
Bundesministerium schon einige Monate später das Wirtschaftsprüfungs- und Beratungsunternehmen . KPMG

Mit ständigen Fristverlängerungen verhinderte KPMG die Offenlegung von Informationen.[8]

Im Juli 2021 nimmt die Anwaltskanzlei Partsch und Partner, die Transparency im Verfahren vertreten hat, die 
Rücknahme der Klage vor. Bis zu diesem Zeitpunkt wurden 4.228 teils geschwärzte Seiten herausgegeben. 
Angesichts des Aufarbeitungsaufwandes der Unterlagen wäre in absehbarer Zeit jedoch kein brauchbares 
Ergebnis zu erwarten gewesen. Zudem summierten sich die Kosten für das gerichtliche Verfahren des BMVI 
auf mindestens 300.000 Euro. Hartmut Bäumer, Vorsitzender von Transparency Deutschland e.V. hält das 
Gerichtsverfahren deshalb nicht weiter für tragbar. Scheuer habe „hunderttausende Euros an Anwaltskosten 

verschleudert, um berechtigte Ansprüche der Bürgerinnen und Bürger auf Auskunft zu unterlaufen.“[9]

Nähe zur Autoindustrie

80 Treffen mit der Autoindustrie

↑  zeit.de, vom 17.09.2020, abgerufen "Der Dieselskandal ist für mich organisiertes Staatsversagen
am 30.08.2021
↑  spiegel.de, vom 19.08.2019, abgerufen am 30.08.2021VW-Kläger schreiben Drohbrief an Scheuer
↑  sueddeutsche.de, vom 19.08.2021, abgerufen am 30.08.2021Leere Seiten von Minister Scheuer
↑ Pressemitteilung: Deutsche Umwelthilfe fordert mindestens 20 Milliarden Euro Bußgelder gegen 

 duh.de, vom betrügerische Autohersteller wegen illegaler Abschalteinrichtungen bei Diesel-Pkw
18.07.2018, abgerufen am 30.08.2021

↑  daserste.ndr.de, vom 31.05.2018, abgerufen am 30.08.2021Andreas Scheuer und die Autoindustrie
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↑  daserste.ndr.de, vom 31.05.2018, abgerufen am 30.08.2021Andreas Scheuer und die Autoindustrie
↑  br.de, vom 08.07.2021, abgerufen 875 Millionen Euro Strafe für BMW und VW wegen Kartellbildung
am 30.08.2021
↑  transparency.de, abgerufen am Brief von Transparency International an Bundesminister Scheuer
30.08.2021
↑ Übersicht der Verfahren zum Auskunftsanspruch von Transparency Deutschland zu 

 transparency.de, vom 18.08.2021, abgerufen am 30.08.2021Abschaltvorrichtungen
↑  transparency.de, vom Dieselskandal: Andreas Scheuer und die Mär von der maximalen Transparenz
19.08.2021, abgerufen am 30.08.2021

https://daserste.ndr.de/panorama/Andreas-Scheuer-und-die-Autoindustrie,scheuer140.html
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https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Aktuelles/2021/BMVI-Verfahren/A_Mueller_Baeumer_Scheuer_Abschalteinrichtungen_18-10-19.pdf
https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Aktuelles/2021/BMVI-Verfahren/UEbersicht_Verfahren_Transparency-BMVI_Dieselskandal_kor.pdf
https://www.transparency.de/fileadmin/Redaktion/Aktuelles/2021/BMVI-Verfahren/UEbersicht_Verfahren_Transparency-BMVI_Dieselskandal_kor.pdf
https://www.transparency.de/aktuelles/detail/article/dieselskandal-andreas-scheuer-und-die-maer-von-der-maximalen-transparenz/
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